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Einleitung 
 
Es gibt viele Gründe dafür, warum wir die Gewerkschaftsarbeit in Gefängnissen auf 
europäischer Ebene koordinieren müssen: 

 Gemeinsame Trends und Anliegen in Europas Gefängnissen; 
 Effekt der EU-Sozialgesetzgebung, der EU-Grundrechtecharta und der Agenda der EU 

zur Liberalisierung öffentlicher Dienstleistungen (z. B. öffentliche-private 
Partnerschaften; anhängige Initiativen in Bezug auf Konzessionen und im Bereich von 
Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen; Dienstleistungsrichtlinie) und Entwicklungen 
im Bereich Justiz und Inneres, einschließlich des Konsultationsprozesses zu 
Alternativen zur Untersuchungshaft; 

 Effekt der Gefängnisregeln des Europarats. 
35 Delegierte von Gewerkschaften, in denen die in Strafvollzugsbehörden (und verwandten 
Einrichtungen) beschäftigten Arbeitnehmer aus 13 europäischen Ländern organisiert sind, 
sowie Vertreter von Penal Reform International und dem Europarat kamen am 9.-12. 
Dezember 2006 in Prag zusammen, um über gemeinsame Trends, Herausforderungen und 
vorrangige Forderungen zu diskutieren. Sie vereinbarten für die Zukunft eine Reihe von 
Aktionen, um die Zusammenarbeit zwischen EGÖD-Mitgliedern zu intensivieren, die Arbeits- 
und Lebensbedingungen in Europas Gefängnissen zu verbessern und sinnvolle Alternativen 
zu Haftstrafen zu unterstützen. 
 
 
Große gemeinsame Trends & Herausforderungen: 
• Zunehmende Gefängnispopulation aufgrund strengerer Strafmaßfestsetzung und 

Kriminalisierung neuer Bevölkerungsgruppen, z. B. Migranten ohne Ausweispapiere 
(außerdem Zunahme von Internierungs-/Abschiebelagern mit Lebensbedingungen, die 
oft sogar noch unter den „regulären“ Gefängnisnormen liegen);  

• die Überbelegung von Gefängnissen ist in vielen Ländern ein großes Problem, das sich 
auf die Qualität der Arbeits- und Lebensbedingungen in Strafvollzugsbehörden 
auswirkt; 

• Zunahme von Häftlingen mit geistigen Erkrankungen, Drogen- und 
Alkoholabhängigkeit;  

• schlechte Gesundheit und Sicherheit in vielen Ländern, einschließlich ansteckender 
Krankheiten (HIV/Aids, TB, Hepatitis); 

• mangelnde Mittel und/oder Haushaltsprioritäten werden eher für Inhaftierung als für 
Behandlung eingesetzt;  

• erhöhte Privatisierungsrisiken;   
• Arbeit in Strafvollzugsanstalten hat ein negatives Image, oft sind auch die 

Arbeitsbedingungen schlechter als in anderen öffentlichen Diensten;  
• Isolierung von Justizvollzugsbeamten, mangelnde Managementunterstützung, 

mangelnde Ausbildung, von Drohungen und Gewalt geprägte Arbeitsumgebung 
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(zwischen dem Personal, zwischen Personal und Häftlingen und zwischen den 
Häftlingen), hohe Fehlzeitenquote, in manchen Fällen kürzere Lebenserwartung (z. B. 
57 im Vereinigten Königreich); 

• Isolierung von Häftlingen, mangelnde Beachtung von Menschenrechten und 
menschlichen Bedürfnissen;   

• Wachsende Zahl und wachsender Einfluss von Organisationen, die sich für 
Gefangene/Menschenrechte und die Reform des Strafrechts einsetzen – Möglichkeiten 
zur Zusammenarbeit. 

 
Politische Grundsätze  
• Soziale Gerechtigkeit sowie die Achtung der Menschenrechte und der Menschenwürde 

sollten im Zentrum des Strafrechtsystems stehen;   
• Programme für integrierte Straftäter sollten gefördert werden: d.h., dass das Personal 

aus den Bereichen Soziales, Gesundheitsversorgung, Bewährung und Sicherheit sich 
dazu zusammenschließen muss, was eine gewerkschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen für Gefängnisse zuständigen Behörden voraussetzt; 

• das Wachstum der Gefängnispopulation muss dringend gestoppt werden – Inhaftierung 
ist die letzte aller denkbaren Maßnahmen, Verbrechensverhütung und soziale 
Rehabilitation sollten Vorrang bekommen; 

• die Verantwortung für Strafvollzugsbehörden sollte beim Staat liegen, am besten beim 
Justizministerium, dies mit gebührender Anerkennung der Rehabilitationsziele von 
Gefängnissen im Hinblick auf ministerielle Zusammenarbeit, gegenseitige Kontrollen 
und Ressourcen; 

• Anstandskodex sowohl für die in den Vollzugsanstalten beschäftigten Arbeitnehmer als 
auch für die Häftlinge: Die Verbesserung von Arbeits- und Lebensbedingungen kommt 
beiden Seiten zugute; 

• in Strafvollzugsbehörden tätige Arbeitnehmer haben Anspruch auf angemessenes 
Gehalt, anständige Beschäftigungsbedingungen, Ausbildung und eine sichere und 
gesunde Arbeitsumgebung; 

• gemeinsamer Tarifverhandlungsrahmen für in Strafvollzugsbehörden beschäftigte 
Arbeitnehmer;  

• Gewerkschaftsrechte sollten voll anerkannt und beachtet werden (verbunden mit der 
„Demilitarisierung“ der Strafvollzugsbehörden in manchen Ländern); 

• die Haftbedingungen sollten zumindest den Gefängnisvorschriften des Europarats 
entsprechen.  

 
 
Was können wir als EGÖD tun? 
1. Für gemeinsame Themen im Zusammenhang mit Strafvollzug sensibilisieren und 

europäische Normen für Ausbildung und Ethik entwickeln, und zwar durch: 
 

 den Einsatz bestehender EGÖD-Netzwerke, z. B. nationale Verwaltungs-, 
Gesundheits- und Sozialbehörden, nationale Koordinatoren der EGÖD-Kampagne 
„Qualitativ hochwertige öffentliche Dienste – Lebensqualität“, Tarifverhandlungen 
(EPSUCOB@) und Trainingsworkshops, etwa über die Organisation der Arbeitnehmer 
in Gewerkschaften; 

 den europäischen sozialen Dialog auf sektoraler und branchenübergreifender Ebene 
(z. B. laufende Verhandlungen über Gewalt bei der Arbeit);  

 Konsultieren der Website des Gefängnis-Netzwerks von EGI/REHS-EGÖD und 
Beiträge zu dieser Website, einschließlich Workshop-Bericht, Hintergrundforschung, 
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Grundsatzerklärung, aktueller Neuigkeiten, Kontaktliste des EGÖD-Netzwerks, Best-
Practice-Beispielen (z. B. nordische Ethiknormen für den Strafvollzug, britisches und 
tschechisches Programm für integrierte Straftäter usw.); 

 die Verbreitung der Ergebnisse von Workshopdiskussionen in nationalen 
Gewerkschaften;  

 die Entwicklung bilateraler, grenzübergreifender Gewerkschaftsaktivitäten und 
Berichterstattung an den EGÖD (z.B. Pläne, ein Treffen zwischen tschechischen, 
österreichischen und deutschen Gewerkschaften zu organisieren, oder zwischen RCN 
und POA-Scotland im Vereinigten Königreich);  

 die Organisation von Sensibilisierungsaktivitäten, z. B. ein europäischer Aktionstag 
zum Thema Strafvollzugsbehörden (mit Schwerpunkt auf Überbelegung/besseren 
Diensten); 

 die Förderung der Einhaltung der Gefängnisvorschriften des Europarats. 
 
2. Die Privatisierung und Liberalisierung auf EU- und nationaler Ebene in Frage stellen 

durch: 
 für Regierungen bestimmte Faktenforschung über negative Auswirkungen und 

Unternehmensstrategien, hauptsächlich durch den Internationalen Bericht über die 
Privatisierung von Gefängnissen www.psiru.org/justice, um spezielle Treffen zu diesem 
Thema zu organisieren; 

 die Aufstellung von qualitativen Leistungsbewertungskriterien;  
Kampagnen, damit Gefängnisdienstleistungen von den EK-Wettbewerbsregeln 
ausgenommen werden.   
 
3. Vor 2009 ein Treffen des EGÖD-Gefängnis-Netzwerks organisieren. In der zweiten Hälfte 

2008 wird eine Bewertung der Umsetzung des Aktionsplans vorgenommen. 
 
 
Follow-up 
Der EGÖD wird den Teilnehmern den Workshopbericht, die Teilnehmerliste und einen 
Fragebogen zur Gewerkschaftsdichte zusenden. Bericht und Verabschiedung des 
Aktionsplans durch die Ständigen EGÖD-Ausschüsse „Gesundheits- und Sozialdienste“ und 
„Nationale und europäische Verwaltung“ am 27. März bzw. am 16. April 2007, 
Exekutivausschuss am 4. Juni 2007. 
 

 
 

Checkliste der Hauptforderungen des EGÖD für  
 
Bessere Arbeitsbedingungen für in Strafvollzugsbehörden beschäftigte 
Arbeitnehmer 
 
• Weniger Häftlinge und mehr Mittel für Verbrechensverhütung und soziale 

Rehabilitation von Straftätern;  
• bessere Gesundheits- und Sicherheitsstandards (sowohl physisch als auch 

psychisch); 
• Mindestverhältnis Personal/Häftlinge, d.h. mehr als 1 Arbeitnehmer pro Insasse zur 

Ausführung der Arbeit sowie eine höhere Anzahl an Psychosozialarbeitern;  
• bessere Grundausbildung bei der Einstellung und bessere Berufsausbildung, 

lebenslanges Lernen, Ausbildung in Konfliktverhütung (Deeskalationskompetenzen); 
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• keine Diskriminierung am Arbeitsplatz und ausgewogenes Verhältnis von 

männlichem und weiblichem Gefängnispersonal; 
• maximale Arbeitszeit (einschließlich Arbeit auf Abruf); 
• klarere Führungszuständigkeiten; 
• Beamtenstatus, gemeinsamer Rahmen für Beschäftigungsbedingungen; 
• mehr Gelegenheiten für berufliche Mobilität und soziale Mobilität; 
• volle Ausübung von Gewerkschaftsrechten. 

 
 
Bessere Lebensbedingungen für Häftlinge  
 
• Weniger Häftlinge und mehr  Mittel für Verbrechensverhütung und soziale 

Rehabilitation von Straftätern; 
• ausreichende Aufmerksamkeit und Mittel für Grundbedürfnisse (Lebensmittel, 

Hygiene, Sicherheit, Nähe zu Familie und Freunden); 
• Recht auf Ausbildung, Bildung, eine gesunde Umgebung, sinnvolle Aktivitäten zur 

Vorbereitung auf die Rehabilitation; 
• Privatsphäre – saubere Einzelzellen; 
• Selbstmordprävention;  
• Recht auf ein Grundeinkommen; 
• Redefreiheit und Recht, im Gefängnis Häftlingsräte einzurichten.  
 
 
Bessere Strafrechtssysteme 
 
• Viele Anliegen im Zusammenhang mit Arbeits- und Lebensbedingungen in 

Strafvollzugsbehörden erfordern strafrechtliche Verbesserungen oder Reformen; 
• gut ausgestattete Alternativen zur Inhaftierung;  
• zeitliche Begrenzungen für die Untersuchungshaft;  
• spezifische Maßnahmen für junge Straftäter;  
• unabhängige Gefängnisaufsichtsbehörde (einschließlich Anhörung der einschlägigen 

Gewerkschaften); 
• Evaluierung der Leistung sowohl staatlicher als auch privater Gefängnisse im Hinblick 

auf die Rückfallrate, soziale Rehabilitation, Arbeits- und Lebensbedingungen; 
• bessere Integration verschiedener Ziele im Bereich des Strafvollzugs und Kohärenz 

der verschiedenen Gefängnissysteme betreffenden Politiken in den Bereichen 
Soziales, Wirtschaft, Justiz und Inneres. 

 
 


